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Konkurrenz der Vorhabentr�ger beim vorhabenbezogenen
Bebauungsplan
I. Ausgangslage

1. Vorteile des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans

§12 BauGB erm�chtigt die Gemeinde zum
Erla� eines vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans [1]. Dessen Elemente sind nach §12
Abs.1 BauGB der Vorhaben- und Erschlie-
�ungsplan des Investors, die Satzung der Ge-
meinde und der Durchf�hrungsvertrag zwi-
schen dem Investor und der Gemeinde. Vom
herk�mmlichen Bebauungsplan unterschei-
det sich der vorhabenbezogene Bebauungs-
plan in drei Punkten: Erstens ist er ein Instru-
ment zur Planung konkreter Einzelvorhaben.
F�r ihn ist kennzeichnend, da� die Initiative
zur Bauleitplanung nicht von der Gemeinde
ausgeht, sondern in der Hand eines privaten
Investors … des Vorhabentr�gers … liegt [2].
Der Vorhabentr�ger erarbeitet die st�dtebau-
liche Planung und verpflichtet sich vertraglich
zu ihrer Verwirklichung sowie zur Tragung
der Planungs- und Erschlie�ungskosten. Der
zweite Unterschied zum herk�mmlichen Be-
bauungsplan betrifft den Planinhalt: Gem��
§12 Abs.3 Satz2 BauGB ist die Gemeinde im
Bereich des Vorhaben- und Erschlie�ungs-
plans nicht an den Festsetzungskatalog des
§9 BauGB und die Baunutzungsverordnung
gebunden. Drittens schlie�lich sind die Plan-
sicherungsinstrumente (§§14 bis 28 BauGB)
sowie die Bestimmungen des Baugesetz-
buchs �ber die Entsch�digung, die Boden-
ordnung und die Erschlie�ung beim vorha-
benbezogenen Bebauungsplan nicht an-
wendbar.

Im �brigen richtet sich das vorhabenbezoge-
ne Bebauungsplanverfahren nach den allge-
meinen Vorschriften �ber Bebauungspl�ne.
Das folgt aus §12 Abs.1 Satz2 BauGB. Da-
nach gelten f�r den vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan „erg�nzend“ die Abs�tze 2 bis
5 des §12 BauGB. Der vorhabenbezogene
Bebauungsplan ist damit begrifflich ein Un-
terfall des herk�mmlichen Bebauungsplans;
er unterliegt grunds�tzlich denselben mate-
riellen Bindungen [3]. Deshalb mu� er insbe-
sondere st�dtebaulich erforderlich i.S. des
§1 Abs.3 BauGB sein [4] und auf einer feh-
lerfreien Abw�gung beruhen [5]. Daran fehlt
es, wenn die planerischen Festsetzungen
ausschlie�lich dazu dienen, private Interes-
sen zu befriedigen, oder wenn eine positive
st�dtebauliche Zielsetzung nur vorgescho-
ben wird [6]. Reine Gef�lligkeitsplanungen
zugunsten des Vorhabentr�gers sind damit
ausgeschlossen [7]. Nur wenn die Gemeinde

[1] Vorg�ngerregelungen zu §12 BauGB waren §55 BauZVO-DDR
und §7 BauGB-Ma�nG. Vgl. dazu Pietzcker, DVBl. 1992, 658 ff.; Bie-
lenberg, ZfBR 1996, 6; Reidt, NVwZ 1996, 1 ff.; Spannowsky, UPR
1997, 41 ff.
[2] Vgl. OVG Nordrhein-Westfalen, BauR 1998, 1198, 1199; Krautz-
berger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, Stand: November
2000, §12 Rdnr.18; Krautzberger, in: Battis/Krautzberger/L�hr,
BauGB, 8.Aufl. 2002, Rdnr.3; Neuhaus, in: Br�gelmann/Grauvogel,
BauGB; Band II, Stand: 46. Lieferung Februar 2001, §12 Rdnr.6; von
und zu Franckenstein, UPR 2000, 288, 291.
[3] Vgl. Reidt, BauR 1998, 909; Turiaux, NJW 1999, 391, 392; Thu-
row, UPR 2000, 16, 17; Dolderer, UPR 2001, 41.
[4] Vgl. Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg (Fu�n.2), §12
Rdnr.22; Turiaux, NJW 1999, 391, 392.
[5] VGH Baden-W�rttemberg, BauR 1997, 271; vgl. Battis, ZfGR
1999, 240; Krautzberger, in: Battis/Krautzberger/L�hr (Fu�n.2), §12
Rdnr.24.
[6] Vgl. BVerwG, BauR 1999, 1136; OVG Nordrhein-Westfalen,
BauR 2001, 1054.
[7] Neuhausen, in: Br�gelmann/Grauvogel (Fu�n.2), §12 Rdnr.8.

398

BauR 3/2002 ANTWEILER

Sonja Laurentiu
baurecht  Heft 3
März 2002

Zeitschrift für das gesamte öffentliche und zivile Baurecht (BauR)

Werner Verlag Düsseldorf

www.werner-verlag.de




ein Planungsziel verfolgt, das der st�dtebauli-
chen Entwicklung und Ordnung dient, darf
sie konkrete Vorhaben planen [8]. In diesem
Fall kann sie auch Ansiedlungsw�nsche
eines Investors, die mit dem bestehenden
Baurecht nicht vereinbar sind, zum Anla�
nehmen, ihre Bauleitplanung entsprechend
zu �ndern [9].

Da der vorhabenbezogene Bebauungsplan
die Zul�ssigkeit eines konkreten Vorhabens
bestimmt, ist er f�r den Investor das geeig-
nete Mittel, um die planungsrechtlichen Ge-
nehmigungsvoraussetzungen dort zu schaf-
fen, wo sie bisher nicht vorliegen [10]. Der auf
Initiative des Investors aufgestellte vorhaben-
bezogene Bebauungsplan wird zur rechtlich
verbindlichen Grundlage f�r die baupla-
nungsrechtliche Zul�ssigkeit des Vorhabens
und der Erschlie�ungsanlagen. Insbesondere
die Baugenehmigung f�r gr��ere Projekte
wie gro�fl�chige Einzelhandelsbetriebe, Ein-
kaufszentren oder Fu�ballstadien l��t sich
mit Hilfe vorhabenbezogener Bebauungs-
planverfahren leichter erreichen. Auch aus
Sicht der Gemeinde hat der vorhabenbezo-
gene Bebauungsplan Vorz�ge: Sie spart im
Vergleich zum herk�mmlichen Bebauungs-
plan Kosten, da der Vorhabentr�ger zumin-
dest einen Teil der Planungs- und Erschlie-
�ungskosten �bernehmen mu�.

2. Verfahrenseinleitung

§12 Abs.2 BauGB regelt die Einleitung des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanverfah-
rens. Am Anfang des Verfahrens steht da-
nach ein Antrag des Vorhabentr�gers. Dieser
ist auf die Einleitung eines vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanverfahrens gerichtet.
�ber den Antrag mu� die Gemeinde gem��
§12 Abs.2 BauGB nach pflichtgem��em Er-
messen entscheiden. Sie ist nur zur Ent-
scheidung �ber die Einleitung eines Sat-
zungsverfahrens verpflichtet, nicht zum Erla�
eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans.
Denn nach §2 Abs.3 BauGB besteht kein An-
spruch auf die Aufstellung von Bauleitpl�nen.
Der Vorhabentr�ger kann deshalb nicht ver-
langen, da� die Gemeinde den vorgelegten
Plan tats�chlich als Satzung beschlie�t [11].

Ausgangspunkt eines vorhabenbezogenen
Bebauungsplanverfahrens ist h�ufig der

Wunsch der Gemeinde, ein bestimmtes Vor-
haben anzusiedeln. F�r die Verwirklichung
dieses Vorhabens kommen oft verschiedene
Standorte in Betracht. Dann k�nnen mehrere
Investoren die Einleitung eines vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplanverfahrens zu ihren
Gunsten beantragen. F�r die Gemeinde stellt
sich in dieser Konkurrenzsituation die Frage,
welchen Ma�st�ben die Entscheidung nach
§12 Abs.2 BauGB unterliegt: Was ist bei der
Ermessensaus�bung zu ber�cksichtigen?
Gilt das Abw�gungsgebot (§1 Abs.6 BauGB)
nicht erst f�r den Satzungsbeschlu�, sondern
bereits f�r die Auswahlentscheidung unter
mehreren Vorhabentr�gern? Aus Sicht der
beteiligten Vorhabentr�ger ist von Interesse,
welche Rechtsschutzm�glichkeiten bestehen,
falls sich die Gemeinde f�r einen Konkurren-
ten entscheidet: Ist die Entscheidung der Ge-
meinde nach §12 Abs.2 BauGB ein Verwal-
tungsakt, den der unterliegende Vorhaben-
tr�ger mit Widerspruch und Anfechtungskla-
ge angreifen kann? Haben die Rechtsbehelfe
des unterliegenden Vorhabentr�gers gegen
die Entscheidung der Gemeinde, ein vorha-
benbezogenes Bebauungsplanverfahren zu-
gunsten eines Konkurrenten einzuleiten, auf-
schiebende Wirkung?

II. Rechtscharakter der Einleitungs-
entscheidung

1. Kein Aufstellungsbeschlu�

Die Einleitungsentscheidung nach §12 Abs.2
BauGB unterscheidet sich vom Aufstellungs-
beschlu� i.S. des §2 Abs.1 Satz2 BauGB.
Das ergibt sich schon aus dem Gesetzes-
wortlaut. Nach §12 Abs.2 BauGB hat die Ge-
meinde nicht �ber die „Aufstellung“ eines Be-
bauungsplans zu beschlie�en, sondern �ber
die „Einleitung“ des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanverfahrens [12]. Au�erdem ist
der Aufstellungsbeschlu� bundesrechtlich
nicht zwingend vorgeschrieben [13]; dage-
gen erfordert ein Antrag des Vorhabentr�gers

[8] BVerwG v. 24.8.1993 … 4 NB 13.93 …, NVwZ-RR 1994, 490.
[9] Vgl. OVG Nordrhein-Westfalen, BauR 1998, 1198, 1199.
[10] Vgl. Bielenberg, ZfBR 1996, 6.
[11] Reidt, BauR 1998, 909, 913; Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/
Bielenberg (Fu�n.2), §12 Rdnr.109; Bielenberg, ZfBR 1996, 6, 11. Zu
Schadensersatzanspr�chen des Vorhabentr�gers bei gescheiterten
vorhabenbezogenen Bebauungspl�nen Fischer, DVBl. 2001, 258 ff.
[12] Dolderer, UPR 2001, 41, 42.
[13] BVerwGE 79, 200; Battis, in: Battis/Krautzberger/L�hr (Fu�n.2),
§2 Rdnr.4.
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zwingend eine Einleitungsentscheidung ge-
m�� §12 Abs.2 BauGB: �ber den Antrag „ist“
nach pflichtgem��em Ermessen zu entschei-
den. Aus diesen Unterschieden folgt, da� die
Einleitungsentscheidung kein Aufstellungs-
beschlu� ist [14].

2. Verwaltungsakt

a) Weniger klar ist, ob es sich bei der Ent-
scheidung der Gemeinde nach §12 Abs.2
BauGB um einen Verwaltungsakt handelt. In
der Literatur wird das teilweise verneint: Die
Entscheidung der Gemeinde sei kein Verwal-
tungsakt, sondern eine �ffentlich-rechtliche
Willenserkl�rung. Hier gehe es um die Einlei-
tung eines Satzungsverfahrens, so da� kein
Rechtsmittel gegen die ablehnende Entschei-
dung gegeben sei. Nur die Anrufung der
Kommunalaufsichtsbeh�rde sei m�glich [15].

Dieser Auffassung hat sich auch der VGH Ba-
den-W�rttemberg in einem Beschlu� vom
22.3.2000 angeschlossen [16]. Dieser Be-
schlu� beruhte auf folgendem Sachverhalt:
Eine Gemeinde wollte einen Baumarkt ansie-
deln. Zwei konkurrierende Vorhabentr�ger
beantragten die Einleitung eines vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplans f�r die Realisie-
rung des Projekts an unterschiedlichen
Standorten. Die Gemeinde traf eine Einlei-
tungsentscheidung nach §12 Abs.2 BauGB
zugunsten eines Vorhabentr�gers. Der unter-
legene Vorhabentr�ger legte dagegen Wider-
spruch ein und beantragte vorl�ufigen
Rechtsschutz beim Verwaltungsgericht. Da-
bei richtete sich der Hauptantrag auf Fest-
stellung der aufschiebenden Wirkung des Wi-
derspruchs gegen die Einleitungsentschei-
dung zugunsten des Konkurrenten in ent-
sprechender Anwendung des §80 Abs.5
VwGO. Hilfsweise beantragte der unterlegene
Vorhabentr�ger, der Gemeinde im Wege der
einstweiligen Anordnung nach §123 Abs.1
VwGO vorl�ufig zu untersagen, das Verfahren
zur Aufstellung eines vorhabenbezogenen
Bebauungsplans entsprechend dem Antrag
des Konkurrenten fortzuf�hren.

Dieser Antrag blieb in beiden Instanzen ohne
Erfolg. Zur Begr�ndung f�hrte der VGH Ba-
den-W�rttemberg aus, der Antrag des unter-
legenen Vorhabentr�gers nach §80 Abs.5
VwGO analog auf Feststellung der aufschie-

benden Wirkung seines Widerspruchs sei
nicht statthaft. Denn die auf §12 Abs.2
BauGB gest�tzte Entscheidung der Gemein-
de, einen Bebauungsplan einzuleiten, sei f�r
den unterlegenen Vorhabentr�ger kein an-
fechtbarer Verwaltungsakt. Der Widerspruch
des unterlegenen Vorhabentr�gers k�nne
daher auch keine aufschiebende Wirkung
entfalten. Mit der Einleitungsentscheidung
treffe die Gemeinde keine Regelung i.S. des
§35 Satz1 VwVfG. Dieses Merkmal sei nur
dann erf�llt, wenn die Beh�rde nach dem ob-
jektiven Sinngehalt ihrer Entscheidung Rech-
te bzw. Pflichten regele, d.h. begr�nde, �nde-
re, aufhebe oder verbindlich feststelle. Bei
der Einleitungsentscheidung lasse sich ein
derartiger individueller Rechtsfolgenaus-
spruch nicht feststellen. Denn die Gemeinde
habe es auch bei Anwendung des §12
BauGB letztlich in der Hand, ob sie das Vor-
haben eines Investors vorbereiten lassen
wolle oder nicht [17]. In bezug auf die Anfor-
derungen an das pflichtgem��e Ermessen
der Gemeinde sei die grunds�tzliche Aussa-
ge des §2 Abs.3 und Abs.4 BauGB zu be-
achten, wonach auf die Aufstellung, ˜nde-
rung, Erg�nzung und Aufhebung von st�dte-
baulichen Satzungen kein Anspruch bestehe
und ein solcher Anspruch auch nicht durch
Vertrag begr�ndet werden k�nne [18].

Da der Vorhabentr�ger selbst im Falle inten-
siver Abstimmung kein subjektives Recht auf
Einhaltung eines Bebauungsplanverfahrens
besitze, ersch�pfe sich seine Rechtsposition
in einem Anspruch darauf, da� die Gemeinde
�berhaupt entscheide, ob sie das Satzungs-
verfahren einleite. Der Vorhabentr�ger habe
ein Initiativrecht und einen Anspruch auf Be-
fassung und Entscheidung durch die Ge-
meinde, aber keinen Anspruch auf einen be-
stimmten Inhalt der Entscheidung. Werde so-
mit durch die Entscheidung nach §12 Abs.2
BauGB ein Recht des Vorhabentr�gers weder
begr�ndet noch festgestellt, fehle ein wesent-
liches Merkmal f�r die Qualifizierung als Ver-
waltungsakt [19]. Im Ergebnis hat der VGH
Baden-W�rttemberg somit angenommen, die

[14] Vgl. Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg (Fu�n.2), §12
Rdnr.107; Dolderer, UPR 2001, 41, 42.
[15] Neuhausen, in: Br�gelmann/Grauvogel (Fu�n.2), §12 Rdnr.63.
[16] VGH Baden-W�rttemberg, BauR 2000, 1704, 1705.
[17] VGH Baden-W�rttemberg, BauR 2000, 1704, 1705.
[18] VGH Baden-W�rttemberg, BauR 2000, 1704, 1706.
[19] VGH Baden-W�rttemberg, BauR 2000, 1704, 1706.
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Entscheidung �ber die Einleitung eines vor-
habenbezogenen Bebauungsplanverfahrens
sei mangels Regelungscharakter kein Ver-
waltungsakt.

b) Diese Auffassung ist nicht richtig. Bei der
Entscheidung der Gemeinde nach §12 Abs.2
BauGB handelt es sich um einen Verwal-
tungsakt [20]. §35 Satz1 VwVfG definiert den
Verwaltungsakt als eine hoheitliche Regelung
eines Einzelfalls mit unmittelbarer Au�enwir-
kung. Regelungscharakter hat eine hoheitli-
che Ma�nahme, wenn sie darauf gerichtet ist,
mit dem Anspruch unmittelbarer Verbindlich-
keit und mit der bestandskraftf�higen Wir-
kung unmittelbar subjektive Rechte des Be-
troffenen zu begr�nden, aufzuheben, abzu�n-
dern oder verbindlich festzustellen [21]. Ent-
scheidend ist damit die Verkn�pfung der je-
weiligen hoheitlichen Ma�nahme mit einem
subjektiv-�ffentlichen Recht des Betroffenen
[22]. §12 Abs.2 BauGB verlangt von der Ge-
meinde eine pflichtgem��e Ermessensent-
scheidung �ber den Antrag des Vorhabentr�-
gers. Die Vorschrift soll den Vorhabentr�ger
sch�tzen [23]: Bis zur Aufstellung des vorha-
benbezogenen Bebauungsplans sind um-
fangreiche Vorleistungen des Vorhabentr�-
gers erforderlich. Mit der Entscheidung �ber
den Einleitungsantrag macht die Gemeinde in
einem fr�hen Verfahrensstadium deutlich, ob
sie das Vorhaben st�dtebaulich will. Damit
wird verhindert, da� der Investor f�r die Pla-
nung weitere Vorarbeiten erbringt, die im Er-
gebnis wertlos sind [24]. §12 BauGB will die
Privatinitiative zur Bauleitplanung f�rdern. Der
Vorhabentr�ger darf daher erwarten, da� ihn
die Gemeinde nicht im unklaren l��t, sondern
nach pflichtgem��em Ermessen �ber die Ein-
leitung eines vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanverfahrens entscheidet [25]. Er hat
ein subjektiv-�ffentliches Recht auf ermes-
sensfehlerfreie Entscheidung [26]. Dem kor-
respondiert eine Entscheidungspflicht der
Gemeinde. Gibt sie dem Antrag des Vorha-
bentr�gers statt, regelt sie, da� ein vorhaben-
bezogenes Bebauungsplanverfahren ent-
sprechend dem Antrag des Vorhabentr�gers
eingeleitet wird. Umgekehrt liegt in der Ableh-
nung des Antrags die Regelung, da� ein vor-
habenbezogenes Bebauungsplanverfahren
unterbleibt. Auch §2 Abs.3 und Abs.4 BauGB
sprechen nicht gegen den Regelungscharak-
ter der Entscheidung: Aus diesen Vorschrif-

ten ergibt sich nur, da� der Vorhabentr�ger
keinen Anspruch auf Erla� eines Satzungs-
beschlusses �ber den vorgelegten Plan hat
[27]; das �ndert aber nichts daran, da� die
Gemeinde mit der Entscheidung nach §12
Abs.2 BauGB regelt, ob sie auf Grund des
Antrags des Vorhabentr�gers ein vorhaben-
bezogenes Bebauungsplanverfahren einleitet
oder nicht. Deshalb ist die Entscheidung der
Gemeinde jedenfalls gegen�ber dem antrag-
stellenden Vorhabentr�ger ein Verwaltungs-
akt.

3. Doppelwirkung des Verwaltungsaktes

Damit bleibt bei einer Konkurrenz von Vorha-
bentr�gern die Frage nach der rechtlichen
Qualifizierung der Entscheidung im Verh�ltnis
zum unterlegenen Vorhabentr�ger. Denkbar
ist, da� ein Verwaltungsakt mit Doppelwir-
kung vorliegt. Den Begriff des Verwaltungs-
akts mit Doppelwirkung definieren die §80
Abs.1 Satz2, §80a VwGO: Es handelt sich
um einen Verwaltungsakt, der einen Betroffe-
nen rechtlich beg�nstigt, zugleich aber einen
anderen belastet [28]. Gibt die Gemeinde
dem Antrag eines Vorhabentr�gers auf Einlei-
tung eines vorhabenbezogenen Bebauungs-
planverfahrens statt, beg�nstigt sie diesen
Vorhabentr�ger. Darin liegt gleichzeitig eine
Belastung gegen�ber dem unterlegenen Vor-
habentr�ger.

Dennoch meint Dolderer, die Entscheidung
der Gemeinde sei kein Verwaltungsakt mit
Doppelwirkung [29]: Der positiven oder
negativen Einleitungsentscheidung komme
Rechtswirkung immer nur im Verh�ltnis der
Gemeinde zum jeweils antragstellenden Vor-
habentr�ger zu; nur insoweit liege eine Rege-

[20] So auch Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg (Fu�n.2),
§12 Rdnr.112; Krautzberger, in: Battis/Krautzberger/L�hr (Fu�n.2),
§12 Rdnr.44; Reidt, BauR 1998, 909, 913; Dolderer, UPR 2001, 41,
42 f.
[21] Vgl. BVerwGE 36, 192; 77, 271; 79, 293; 80, 364.
[22] Vgl. Dolderer, UPR 2001, 41, 42.
[23] Vgl. Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg (Fu�n.2), §12
Rdnr.104; Dolderer, UPR 2001, 41, 42.
[24] Vgl. Fischer, DVBl. 2001, 258, 259; Neuhausen, in: Br�gel-
mann/Grauvogel (Fu�n.2), §12 Rdnr.59.
[25] Dolderer, UPR 2001, 41, 42.
[26] Krautzberger, in: Battis/Krautzberger/L�hr (Fu�n.2), §12
Rdnr.22; Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg (Fu�n.2), §12
Rdnr.107; vgl. Reidt, BauR 1998, 909, 913.
[27] Reidt, BauR 1998, 909, 913; Hamberger, Der Vorhaben- und
Erschlie�ungsplan, 1994, S.162.
[28] Vgl. Kopp/Schenke, VwGO, 12.Aufl. 2000, §80a Rdnr.2; Mam-
pel, DVBl. 1997, 1155.
[29] Dolderer, UPR 2001, 41, 44.
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lung i.S. des §35 VwVfG vor. §12 Abs.2
BauGB sch�tze nur das Verfahrensinteresse
des antragstellenden Vorhabentr�gers, nicht
die Verfahrensinteressen oder wirtschaftli-
chen Interessen konkurrierender Vorhaben-
tr�ger. Au�erdem treffe die Gemeinde im Ein-
leitungsverfahren keine materielle Zuteilungs-
entscheidung �ber knappe oder kontingen-
tierte G�ter. Das gelte auch f�r den Fall, da�
das Interesse eines Konkurrenten in Rede
stehe, der selbst zum Zuge kommen und das
Vorhaben anstelle des im Einleitungsverfah-
rens obsiegenden Vorhabentr�gers im Be-
bauungsplanverfahren durchsetzen und ver-
wirklichen wolle. Die Einleitungsentscheidung
habe daher keine Doppelwirkung i.S. der
§§80 Abs.1 Satz2, 80a VwGO [30].

Dem ist nicht zu folgen: Durch die Entschei-
dung nach §12 Abs.2 BauGB regelt die Ge-
meinde mit Au�enwirkung, ob sie ein vorha-
benbezogenes Bebauungsplanverfahren ein-
leitet. Die Entscheidung ist deshalb ein Ver-
waltungsakt [31]. Das gilt nicht nur im Ver-
h�ltnis der Gemeinde zum jeweils antragstel-
lenden Vorhabentr�ger, sondern auch im
Verh�ltnis zu einem konkurrierenden Vorha-
bentr�ger. Denn es ist nicht m�glich, da� eine
hoheitliche Ma�nahme gegen�ber bestimm-
ten Personen Regelungscharakter mit Au�en-
wirkung hat, gegen�ber anderen Personen
aber nicht [32]. F�r die Qualifizierung einer
hoheitlichen Ma�nahme als Verwaltungsakt
gen�gt es, da� sie jedenfalls gegen�ber
einem vom Staat verschiedenen selbst�ndi-
gen Rechtstr�ger Regelungswirkung hat. Ob
die hoheitliche Ma�nahme auch andere Per-
sonen in ihren Rechten betrifft, ist ausschlie�-
lich eine Frage der Widerspruchs- bzw. Kla-
gebefugnis.

Das Bundesverwaltungsgericht nimmt zwar
teilweise an, hoheitliche Ma�nahmen k�nnten
eine „Doppelnatur“ haben. So soll die Be-
zeichnung eines Vorhabens nach §1 Abs.3
LBG gegen�ber einer in ihrer Planungshoheit
m�glicherweise beeintr�chtigten Gemeinde
ein Verwaltungsakt sein, nicht aber im Ver-
h�ltnis zu den einzelnen B�rgern [33]. Das
�berzeugt nicht. Der VGH Baden-W�rttem-
berg hat diese Rechtsprechung des Bundes-
verwaltungsgerichts in anderem Zusammen-
hang zu Recht kritisiert: Er neigt der Auffas-
sung zu, da� eine als Verwaltungsakt einzu-

stufende staatliche Ma�nahme diese Rechts-
qualit�t gegen�ber jedermann hat, so da�
eine Doppelnatur staatlicher Ma�nahmen
nicht in Betracht kommt [34]. In anderen
Rechtsgebieten qualifiziert auch das Bundes-
verwaltungsgericht hoheitliche Ma�nahmen
einheitlich. Es sieht z.B. die luftverkehrsrecht-
liche Genehmigung nach §6 LuftVG unab-
h�ngig davon, ob ihr eine Planfeststellung
nachfolgt, als Verwaltungsakt an, und zwar
sowohl gegen�ber dem antragstellenden Un-
ternehmer als auch gegen�ber anderen Per-
sonen. Ob die luftverkehrsrechtliche Geneh-
migung f�r andere Personen anfechtbar ist,
beurteilt das Bundesverwaltungsgericht zu-
treffend ausschlie�lich nach §42 Abs.2
VwGO [35]. Nichts anderes gilt f�r die Ent-
scheidung der Gemeinde �ber die Einleitung
eines vorhabenbezogenen Bebauungsplan-
verfahrens. Diese Entscheidung ist gegen-
�ber jedermann ein Verwaltungsakt.

Gegen die Doppelwirkung der Einleitungsent-
scheidung im Verh�ltnis zum antragstellen-
den Vorhabentr�ger und zu dessen Konkur-
renten macht Dolderer geltend, §12 Abs.2
BauGB sch�tze rechtlich nur das Verfahrens-
interesse des jeweils antragstellenden Vorha-
bentr�gers, nicht die Verfahrensinteressen
der Konkurrenten [36]. Dies ist eine Frage
der Verletzung subjektiver Rechte des kon-
kurrierenden Vorhabentr�gers, nicht der
rechtlichen Qualifizierung der Einleitungsent-
scheidung. Unabh�ngig hiervon gibt §12
Abs.2 BauGB dem Vorhabentr�ger einen An-
spruch auf ermessensfehlerfreie Entschei-
dung �ber seinen Antrag. Haben mehrere
konkurrierende Bewerber Antr�ge auf Einlei-
tung vorhabenbezogener Bebauungsplanver-
fahren gestellt, die inhaltlich auf dasselbe Ziel
gerichtet sind, mu� die Gemeinde eine sach-
gerechte Auswahlentscheidung treffen [37].

[30] Dolderer, UPR 2001, 41, 44.
[31] Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg (Fu�n.2), §12
Rdnr.112; Krautzberger, in: Battis/Krautzberger/L�hr (Fu�n.2), §12
Rdnr.44; Reidt, BauR 1998, 909, 913.
[32] Laubinger, VerwArch 77 (1986), 421, 432; Erichsen, in: Erich-
sen, Allgemeines Verwaltungsrecht, 11.Aufl. 1998, §12 Rdnr.42.
[33] BVerwGE 74, 124, 126 ff.; BVerwG, NVwZ-RR 1994, 305, 306.
[34] VGH Baden-W�rttemberg, VBlBW 1988, 146, 147; ebenso Lau-
binger, VerwArch 77 (1986), 421, 431.
[35] BVerwG, Urteil v. 22.6.1979 … 4 C 40.75 …, Buchholz 442.40 §6
LuftVG Nr.11; Hofmann/Grabherr, LuftVG, §6 Rdnr.101.
[36] Dolderer, UPR 2001, 41, 44.
[37] Vgl. J�de, in: J�de/Dirnberger/Wei�, BauGB … BauNVO, 2.Aufl.
1999, §12 Rdnr.54; Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg
(Fu�n.2), §12 Rdnr.110.
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Die positive Auswahlentscheidung der Ge-
meinde zugunsten des Antrags eines Vorha-
bentr�gers bedingt die Ablehnung des An-
trags des Konkurrenten. Auch Dolderer r�umt
ein, da� die Einleitungsentscheidung zugun-
sten des einen Vorhabentr�gers insoweit Re-
gelungswirkung haben kann, als darin der
Einleitungsantrag des anderen explizit oder
implizit abgelehnt wird [38]; gleichwohl lehnt
er die Doppelwirkung der Einleitungsent-
scheidung ab. Das �berzeugt nicht: Mit der
positiven Entscheidung der Gemeinde �ber
den Antrag eines Vorhabentr�gers steht end-
g�ltig fest, da� das Vorhaben des konkurrie-
renden Vorhabentr�gers nicht realisiert wird.
Daher hat die positive Einleitungsentschei-
dung der Gemeinde auch im Verh�ltnis zum
unterlegenen Vorhabentr�ger Regelungswir-
kung; es handelt sich um einen Verwaltungs-
akt mit Doppelwirkung i.S. der §§80 Abs.1
Satz2, 80a VwGO [39].

III. Materieller Entscheidungsma�stab

1. Keine rechtsfreie Entscheidung

Nach Auffassung des VGH Baden-W�rttem-
berg unterliegt die Gemeinde bei der Einlei-
tungsentscheidung nach §12 Abs.2 BauGB
„keinen materiell-rechtlichen Bindungen“
[40]. Dem Zweck des §12 Abs.2 BauGB ent-
spreche es, wenn die Gemeinde sich mit dem
Antrag auf Einleitung des Bebauungsplanver-
fahrens befasse, dar�ber entscheide und
dem Vorhabentr�ger Klarheit �ber ihr weite-
res Verhalten und die Realisierungschancen
f�r das Vorhaben gebe. Der Gesetzeswort-
laut, wonach die Gemeinde �ber die Verfah-
renseinleitung nach pflichtgem��em Ermes-
sen zu entscheiden habe, t�usche eine Bin-
dung der Gemeinde vor, die nicht bestehe
[41].

Diese Ansicht ist nicht haltbar. Es gibt keine
von materiellrechtlichen Bindungen losgel�-
ste Verwaltung. Das folgt schon aus dem
Grundgesetz: Art.1 Abs.3 GG und Art.20
Abs.3 GG bestimmen, da� die vollziehende
Gewalt grundrechtlich und rechtsstaatlich
gebunden ist. Auch das Baugesetzbuch be-
freit die Gemeinde nicht von materiellrechtli-
chen Bindungen. §12 Abs.2 BauGB verlangt
von der Gemeinde ausdr�cklich eine pflicht-
gem��e Ermessensentscheidung. Da die Ent-
scheidung den Kernbereich der gemeindli-

chen Zust�ndigkeit �ber die geordnete st�d-
tebauliche Entwicklung des Gemeindegebiets
betrifft, ist ihr Ermessensspielraum zwar gro�
[42]. Die Gemeinde ist aber in ihrer Entschei-
dung nicht v�llig frei. Sie mu� die allgemeinen
Grenzen des Ermessens beachten. Das Er-
messen vermittelt keine Beliebigkeit der Ver-
waltung. Es gibt kein freies, sondern nur ein
rechtlich gebundenes Ermessen [43]. Wo ein
Ermessensspielraum besteht, mu� die Beh�r-
de das Ermessen entsprechend dem Zweck
der Erm�chtigung aus�ben und die gesetzli-
chen Grenzen des Ermessens einhalten [44].
H�lt sie sich nicht an diese Bindungen, han-
delt sie ermessensfehlerhaft und damit
rechtswidrig.

2. Ermessenserw�gungen

Nach §12 Abs.1 BauGB mu� der Vorhaben-
tr�ger zur Durchf�hrung des Vorhabens be-
reit und in der Lage sein. Steht bereits im
Zeitpunkt der Einleitungsentscheidung fest,
da� diese Voraussetzungen nicht vorliegen
werden, ist nur die Ablehnung des Antrags
ermessensfehlerfrei. So kann es liegen, wenn
die Planzielverwirklichung deshalb nicht gesi-
chert ist, weil von vornherein feststeht, da�
die Nutzung wirtschaftlich unsinnig ist, d.h.
nach Lage der Dinge auch eine Rentabilit�t
der Nutzung auf Dauer nicht erwartet werden
kann [45]. Entsprechendes gilt, wenn der an-
tragstellende Vorhabentr�ger weder Eigen-
t�mer der Grundst�cke im zuk�nftigen Plan-
gebiet noch Inhaber sonstiger Rechte ist, die
ihm die Bebauung dieser Grundst�cke er-
m�glichen [46], oder wenn erhebliche Zweifel
an seiner Bonit�t bestehen [47]: In diesen
F�llen ist der Vorhabentr�ger zur Durchf�h-
rung des Vorhabens nicht in der Lage.

[38] Dolderer, UPR 2001, 41, 44.
[39] Ebenso im Ergebnis Krautzberger, in: Battis/Krautzberger/L�hr
(Fu�n.2), §12 Rdnr.44.
[40] VGH Baden-W�rttemberg, BauR 2000, 1704, 1706.
[41] VGH Baden-W�rttemberg, BauR 2000, 1704, 1706.
[42] Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, a. a.O., §12
Rdnr.111.
[43] Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, 13.Aufl. 2000, §7
Rdnr.10.
[44] Vgl. §40 VwVfG.
[45] Vgl. VGH Baden-W�rttemberg, BauR 1997, 271, 272.
[46] Krautzberger, in: Battis/Krautzberger/L�hr (Fu�n.2), §12
Rdnr.11; Bielenberg, ZfBR 1996, 6, 8.
[47] Vgl. VGH Baden-W�rttemberg, BauR 1997, 271, 273 f.; Reidt,
BauR 1998, 909, 911; Pietzcker, DVBl. 1992, 658, 659; Neuhausen,
in: Br�gelmann/Grauvogel (Fu�n.2), §12 Rdnr.37.
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Au�erdem mu� die Gemeinde im Rahmen ih-
rer Ermessensentscheidung pr�fen, ob der
Antrag des Vorhabentr�gers ihren st�dtebau-
lichen Vorstellungen f�r das Gebiet ent-
spricht [48]. Liegen Antr�ge konkurrierender
Vorhabentr�ger vor, hat die Gemeinde eine
Auswahl unter mehreren Alternativen zu tref-
fen. Deshalb ist den Anforderungen an die
Abw�gung von Alternativen zu entsprechen.
Sie sind in der Bauleitplanung die gleichen
wie im Fachplanungsrecht: Sich anbietende
oder ernsthaft in Betracht kommende Alter-
nativen sind als Teil des Abw�gungsmaterials
mit der ihnen objektiv zukommenden Bedeu-
tung in die vergleichende Pr�fung der von ih-
nen jeweils ber�hrten �ffentlichen und priva-
ten Belange einzubeziehen [49]. Trifft die Ge-
meinde eine Auswahlentscheidung unter
konkurrierenden Antr�gen, legt sie sich auf
eine bestimmte Alternative fest. Das f�hrt zu
einer Reduzierung des Abw�gungsmaterials
im weiteren Verfahren [50]: Gegenstand der
nachfolgenden planerischen Abw�gung ist
nur noch eine Alternative; die Antr�ge kon-
kurrierender Vorhabentr�ger werden nicht
mehr ber�cksichtigt. Die Auswahl zwischen
mehreren Antr�gen konkurrierender Vorha-
bentr�ger erfolgt abschlie�end mit der Ent-
scheidung nach §12 Abs.2 BauGB. Sachlich
gerechtfertigt ist das nur, falls die Entschei-
dung der Gemeinde den Anforderungen ent-
spricht, denen sie gen�gen m��te, wenn sie
als Bestandteil des abschlie�enden Abw�-
gungsvorgangs getroffen w�rde. Daraus folgt,
da� f�r die Auswahlentscheidung der Ge-
meinde �ber die Antr�ge mehrerer Vorha-
bentr�ger das Abw�gungsgebot gilt [51].

Zwar darf die Gemeinde mit einem Bebau-
ungsplan von einem vorhandenen st�dtebau-
lichen Konzept abweichen, um ver�nderten
Bed�rfnissen und tats�chlichen Entwicklun-
gen Rechnung zu tragen. Erforderlich ist
aber, da� die Tatsache der Abweichung dem
Gemeinderat bewu�t ist, da� er die ma�gebli-
chen neuen Zielvorstellungen in die Abw�-
gungen einstellt und da� diese ge�nderten
Vorstellungen auch im Ergebnis abw�gungs-
fehlerfrei sind [52]. Bei einer Konkurrenz
mehrerer Vorhabentr�ger mu� die Gemeinde
die Vor- und Nachteile der verschiedenen
Antr�ge f�r ihr st�dtebauliches Konzept er-
mitteln und in die Abw�gung einstellen. Ab-
weichungen von einem fr�heren st�dtebauli-

chen Konzept m�ssen auf abw�gungsfehler-
freien Erw�gungen beruhen. Fehlt es daran,
ist die Entscheidung nach §12 Abs.2 BauGB
ermessensfehlerhaft.

IV. Rechtsschutz

Welche Rechtsbehelfe dem Vorhabentr�ger
bei einer Ablehnung seines Antrags zuste-
hen, wird nicht einheitlich beantwortet. Nach
�berwiegender Auffassung kann der Vorha-
bentr�ger die ablehnende Entscheidung der
Gemeinde mit Widerspruch und Anfech-
tungsklage angreifen [53]. Anders liege es,
wenn die Gemeinde mit der Entscheidung
�ber den Antrag eines Vorhabentr�gers zu-
gleich eine negative Entscheidung �ber An-
tr�ge konkurrierender Bewerber treffe: In die-
sem Fall komme f�r den erfolglosen Bewer-
ber eine Klage auf Unterlassung des Ab-
schlusses mit einem sachwidrig ausgew�hl-
ten Dritten in Betracht [54]. Vereinzelt wird
auch die allgemeine Leistungsklage mit dem
Ziel der Befassung des Antrags durch die
Gemeinde als zul�ssige Klageart angesehen
[55]. Dolderer meint, bei einer Konkurrenzsi-
tuation k�nne der unterlegene Vorhabentr�-
ger gem�� §42 Abs.1 VwGO Verpflichtungs-
klage erheben und gegebenenfalls mit einer
Bescheidungsklage (§113 Abs.5 Satz2
VwGO) seinen Anspruch auf rechtsfehlerfreie
Aus�bung des gemeindlichen Einleitungser-
messens verfolgen; vorl�ufiger Rechtsschutz
k�nne nur mit einer einstweiligen Anordnung
gem�� §123 VwGO erlangt werden [56]. Der
VGH Baden-W�rttemberg schlie�lich ist der
Auffassung, da� der unterlegene Vorhaben-
tr�ger gegen die Einleitungsentscheidung zu-
gunsten eines Konkurrenten weder mit einem
Anfechtungsantrag noch mit einem Verpflich-
tungsantrag vorgehen k�nne, da die Gemein-

[48] Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg (Fu�n.2), §12
Rdnr.109.
[49] Zu den rechtlichen Anforderungen an die Auswahl zwischen
mehreren Alternativen BVerwG, LKV 1999, 26; BVerwG, NVwZ-RR
1998, 300.
[50] Vgl. Thurow, UPR 2000, 16, 17.
[51] A.A. VGH Baden-W�rttemberg, BauR 2000, 1704, 1707.
[52] Vgl. VGH Baden-W�rttemberg, NVwZ 1996, 920.
[53] Vgl. Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg (Fu�n.2), §12
Rdnr.113; Reidt, BauR 1998, 909, 913.
[54] Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg (Fu�n.2), §12
Rdnr.113; Pietzcker, Der Vorhaben- und Erschlie�ungsplan, 1993,
S.20.
[55] J�de, Vorhaben- und Erschlie�ungsplan, 1993, Rdnr.125.
[56] Dolderer, UPR 2001, 41, 45.
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de keinen materiellrechtlichen Bindungen un-
terliege [57].

Im Ergebnis h�ngt die Art des Rechtsschut-
zes davon ab, wie die Einleitungsentschei-
dung zu qualifizieren ist. Bei dieser Entschei-
dung handelt es sich um einen Verwaltungs-
akt [58]. Das gilt sowohl gegen�ber dem er-
folgreichen Vorhabentr�ger als auch gegen-
�ber dessen unterlegenem Konkurrenten
[59]. Deshalb sind Widerspruch und Anfech-
tungsklage die statthaften Rechtsbehelfe des
unterlegenen Konkurrenten gegen die positi-
ve Einleitungsentscheidung der Gemeinde
zugunsten eines anderen Vorhabentr�gers.
Diese Rechtsbehelfe haben nach §80a Abs.1
Satz2 VwGO auch bei Verwaltungsakten mit
Doppelwirkung aufschiebende Wirkung. Mit
dem Suspensiveffekt wird die Vollziehbarkeit
des Verwaltungsaktes in einem weiten Sinne
gehemmt: Untersagt sind nicht nur beh�rdli-
che Vollzugsakte, sondern auch private Fol-
ge- und Ausnutzungsma�nahmen [60]. Greift
ein konkurrierender Vorhabentr�ger die posi-
tive Einleitungsentscheidung zugunsten eines

anderen Vorhabentr�gers mit Widerspruch
oder Anfechtungsklage an, d�rfen deshalb
weder die Gemeinde noch der erfolgreiche
Vorhabentr�ger das vorhabenbezogene Be-
bauungsplanverfahren vorantreiben. Sie sind
zum Stillhalten verpflichtet, bis die aufschie-
bende Wirkung entf�llt. Wenn die Gemeinde
oder der erfolgreiche Vorhabentr�ger w�h-
rend der Dauer der aufschiebenden Wirkung
Ma�nahmen zur Verwirklichung des positiven
Einleitungsbeschlusses treffen, liegt eine fak-
tische Vollziehung vor [61]. Der unterlegene
Vorhabentr�ger kann dann beim Verwal-
tungsgericht im Wege des vorl�ufigen
Rechtsschutzes nach §80 Abs.5 VwGO ana-
log die Feststellung beantragen, da� sein
Rechtsbehelf aufschiebende Wirkung hat
[62].

[57] VGH Baden-W�rttemberg, BauR 2000, 1704, 1707.
[58] S.o., II.2.
[59] S.o., II.3.
[60] Vgl. Kopp/Schenke (Fu�n.28), §80 Rdnr.22 ff.
[61] Eingehend dazu Schenke, DVBl. 1986, 12; Kopp/Schenke
(Fu�n.28), §80a Rdnr.17a, 20.
[62] Vgl. OVG Koblenz, NVwZ-RR 1999, 145; Kopp/Schenke
(Fu�n.28), §80 Rdnr.181.
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